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Verkündet

am 20 September 1964

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

0 0 0 ° ° 0 0 0 ° 0 0 ° 0 0 0 0 0 0 O 0 0 0 47 0 ° 0

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 11° Senat des Eundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 20 September 1964, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter ‘ Dr° B u s s

7
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter L a e r und

Bundessozialrichter K w i_a t k o w
e k 1

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 250 Januar 1963 wird aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das LandesSozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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Die Klägerin begehrt Rente wegen

Berufsunfähigkeit; Die Be—
klagte lehnte den Antrag durch Bescheid vom 20° Oktober 1959

ab° Das Sozialgericht (SG) Verurteilte die Beklagte zur Ren—

tengewährung von September 1958 an° Im BerufungSveriahren zog

das Landessozialgericht (LSG) ein Aktengutachten von Prof°

Dr° ====1=ä=vom 200 März 1962 mit Ergänzung vom 22° Mai

1962? eine Stellungnahme von Dr° E=trww—-vom 100 Juli 1962

und ein — nach stationärer Untersuchung und Beobachtung er—

stattetes — Gutachten des Obermedizinalrats Dr° Be=m=vom 22°

Oktober 1962 bei; bei der Beurteilung der Frage, ob die Klä—

gerin 1951 eine Hirnschädigung erlitten habe und noch an

ihren Folgen leide, gab das LSG der verneinenden Auffassung

von Dr° B=:#zden Vorzug vor der bejahenden des Dr° Vl-,__-_-

und der Sachverständigen des SG; es hielt die Klägerin als

‚Näherin, Schneiderin oder Kammerverwalterin noch nicht für

berufsunf‘a'hig9 hob das Urteil des SG auf und wies die Kla—

ge ab° Die Revision ließ es nicht zuo " '

Die Klägerin legte gleichwohl Revision ein mit dem Antrag,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache

zu neuer Verhandlung und Entscheidung an
dieses zurückzuverweisen„

Sie rügte eine Verletzung des Art° 103 Abs° 1 des Grundge—

setzes (GG) und der 59 62, 106, 107, 128 Abs° 2 des Sozial-
gerichtsgesetzes (SGG)Q Das LSG habe ihr die Gutachten von

Dr° Vi:x:=zix‚ Dr° Bä£=x===und insbesondere das von
Dr? B:x;;

nicht zugestellt, sondern — ohne ihre Zustimmung und ohne

Abgabenachricht - lediglich ihrem behandelnden Arzt zuge—

sandt, der sie jedoch9 ohne sie mit ihr besprochen zu haben,

dem LSG wieder zurückgegeben habe; in der mündlichen Ver—

handlung däs LSG habe der Berichterstatter den Inhalt der

Gutachten zwar vorgetragen; sie hätte sich aber auch dadurch

kein klares Bild verschafien und sich deshalb nicht mit
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ihnen auseinandersetzen können; ihr sei insbesondere die

möglichkeit genommen worden, das Gutachten von Dr° Br am

zu entkräften und ein Gegengutachten nach @ 109 SGG zu
beantragen°

Die Beklagte beantragtey

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

.II
Die Revision ist zulässig; sie ist frist— und formgerecht

eingelegt und begründet werden und auch statthaft, weil

die Klägerin mit Recht einen tatsächlich_vorliegenden we—
sentlichen Mangel des Berufungsverfahrens rügt (55 162

Abs° 1 Nr° 2, 164 Abco 2 SGG; BSG 1‚ 150)° Das LSG hat

jedenfalls @ 107 SGGverletzt; da dieser Verstoß die Re-

vision statthaft macht? kann die Verletzung der sonst be-

zeichneten Vorschriften dahingestellt bleiben°

@ 107 SGG bestimmt9 daß im Falle einer Beweisaufnahme
(vor der mündlichen Verhandlung) den Beteiligten nach An—

ordnung des Vorsitzenden oder des hierzu ermächtigten Be—

rufsrichters (@ 155 SGG) entweder eine Abschrift der
NiederSchrift—oder deren Inhalt mitzuteilen ist° Die Vor—

schrift ist eine besondere Ausprägung des Anspruchs auf

rechtliches Gehör(Arte 103Absa1 GG‚@62 see) und
reicht über ihn noch insofern hinaus, als sie es in kei-

nem Falle darauf ankommen läßt, ob sich die Beteiligten

etwa selbst von der Niederschrift oder ihrem Inhalt Kennt—

nis verschaffen könnten (vgl° dazu Spielmeyer9 SGb 1964
5° 121 f); nach 5 107 SGGmuß das Gericht den Beteiligten
die Äenntnis von Amts wegen vermitteln; der Vorsitzende

hat allein die Wahl, ob er ihnen zu diesem Zweck eine

Abschrift der Niederschrift zuleitet (erste Alternative)

oder ihren Inhalt mitteilt (zweite Alternative)o Bei
Einholung schriftlicher Gutachten ist 5 107 SGG entspre-

chend anzuwenden (ebenso bei schriftlichen Zeugenauskünf—

ten; Krankengeschichten und Röntgenbefunden, BSG 4, 60, 64
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und SozR Nr° 11 zu 5 62 SGG); die Beteiligten müssen vom
Gericht entweder eine vollständige Abschrift der Gutachten

erhalten oder auf andere Weise von ihrem Inhalt unterrich—

tet werden°

Im vorliegenden Rechtsstreit hat die Klägerin wohl von der

Stellungnahme Dr° äaa===zlvom 18° Juli 1962 (LSG—Akten

Bl„ 145), nicht aber von den Gutachten von Dr° e==rtrie

und Dr° Bern—Abschriften erhaltene Das LSG hat die Gutach—
ten zwar ihrem Hausarzt übersandt, damit er sie mit ihr

(oder ihrem Ehemann) bespreche; der Hausarzt war aber weder
Prozeßbevollmäcntigter der Klägerin noch hatte sie ihn zur
Annahme der Gutachten an ihrer Stelle ermächtigt; schon

aus diesem Grunde war die Zusendung an den Hausarzt keine

"Mitteilung einer Abschrift" an die Klägerin; im übrigen

ging aus dem Schreiben an den Hausarzt auch nicht hervor,

ob er, wie es der Mitteilung von Abschriften entspro-

chen hätte, im Besitz der Unterlagen verbleiben sollteo

Die Zusendung an den Hausarzt wurde aber auch der zweiten

Alternative des 5 107 SGGnieht gerecht° Dabei kann offen—
bleiben, ob er mit der Klägerin überhaupt über die Gut—

achten gesprochen hat, was diese bestreitet (er hat die

Unterlagen dem LSG “nach Einsichtnahme" zurückgegeben);

in jedem Falle bedeutet die Bitte um Besprechung noch kein

Auftrag zur Mitteilung des Inhalts; außerdem blieb offen,

was die Klägerin durch den Hausarzt als Inhalt der Gutach-

ten erfahren sollte; ein Gericht kann es aber nicht Drit-

ten überlaSsen, zu bestimmen,was die Beteiligten von einem

Gutachten wissen sollen; wenn ein Gericht einem Beteilig—

ten statt der in erster Linie gebotenen Übersendung von Ab—

schriften lediglich den Inhalt mitteilen will‚ dann muß

es den bekanntzugébenden Inhalt — in nachprüfbarer Weise —
selbst bestimmen°

Nach den Erklärungen der Beteiligten im Revisionsverfahren

ist allerdings an2unehmen (die Sitzungsniederschrift ent—

hält hierüber nichts), daß der Berichterstatter des LSG

in der mündlichen Verhandlung bei der Darstellung des Sach—
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verhalts auch über den Inhalt der Gutachten berichtet hat°

Damit hätte das LSG zwar noch in der mündlichen Verhand—

lung der Funktion des 9 107 SGGgerecht werden können; die
Nichterfüllung der ihm durch diese Vorschrift auferlegten
Pflichten wäre aber nur dann gegenstandslos geworden,

wenn der Vortrag des Berichterstatters der Klägerin — wie es
5 107 SGG voraussetzt — ein klares und erschöpfendes

Bild vom Inhalt der Gutachten verschaffen konnte {BSG

aaO, SozR aaO); das war jedoch nicht der Fall, Nach der
Sitzungsniederschrift begann die mündliche Verhandlung

um 9,12 Uhr, sie endete um 9,34 Uhr und dauerte also

22 Minuten; in diese Zeitspanne fielen Feststellungen über
die Zustellung des erstinstanzlichen Urteils und den Beru-

fungseingang, der Vortrag des Berichterstatters, der auch

den übrigen Sach— und Streitstand darstellen mußte,

die Anträge der Beteiligten, die vorgelesen und geneh—

migt wurden, die Bestellung des Ehemanns der Klägerin

durch diese als Prozeßbeistand und schließlich die Äußerun—

gen des Vertreters der Beklagten, der Klägerin und ihres Ehe-

P‚18131308zur Sache (möglicherweise sogar noch die Bera—
tung und Urteilsverkündung samt "kurzer Begründung"),

Bedenkt man, daß das erste Gutachten von Dr° =*rrew%e16,

23 Schreib—

maschinenseiten (darunter 10 Seiten Untersuchungsergeb—

das zweite 8 und das Gutachten von Dr„ B„

nisse und 7 Seiten Beurteilung) umfaßt und es sich jeweils

um nervenfachärztliche Gutachten handelt, so ist es un-
möglich, daß die Klägerin auf Grund des Vertrages des

Berichterstatters ein auch nur einigermaßen hinreichen—

des Bild vom Inhalt der Gutachten gewinnen konnte(;

Vonder Beachtungdes@107SGGwardas-LSGnicht etwa
deshalb enthoben, weil es, wie es im Schreiben des be—

auftragten Berufsrichters an den Hausarzt heißt, mög—

licherweise "zweifelhaft" erschien, "ob es dem Gesund—.
heitszustand der Klägerin dienlich ist, wenn sie „„
die widerstreitenden Gutachten der Sachverständigen in

vollem Wortlaut erfährt”o Nach @ 120 Abs.0 3 SGG kann der
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Vorsitzende zwar aus besonderen Gründen die Einsicht in

Akten oder Aktenteile sowie die Fertigung oder Erteilung

von Auszügen und Abschiifteh versagen oder beschränken°

Ihm dürfte deshalb auch die Befugnis zustehen, aus beson-

deren Gründen, etwa mit Rücksicht auf die Gesundheit eines

Beteiligten, von der Erfüllung der durch 9 107 SGGaufer—
legten Pflichten ganz oder teilweise abzusehen° Soll das

aber geschehen, so bedarf es dazu stets einer ausdrückli-

chen Entscheidung des Vorsitzenden, gegen die das Gericht

angerufen werden kann; an einer solchen Entscheidung fehlt

es hier° '

Entgegen der Ansicht der Beklagten hat die Klägerin'das

Recht, den Verstoß gegen 5 107 SGG zu rügen, nicht ge—
mäß @@295 der äivilprozeßordnung, 202 SGGverloren° @ 107

SGG gehört zwar zu den Bestimmungen, auf deren Verfolgung

die Beteiligten verzichten können (BSG 4, 64); die Kläge—
rin hat aber weder einen solchen Verzicht erklärt noch kann

die Heilung des Mangels deshalb angenommen werden, weil sie

ihn in der mündlichen Verhandlung des LSG nicht gerügt

hat, obgleich sie erschienen war und ihr "der-Mangel be—

kannt war oder doch bekannt sein mußte“° Insoweit ist

schon zweifelhaft, ob sie damals von der Existenz der Gut—

achten
(insbesonde/ääs

Ergänzungsgutachtens von Dr° V„„„„

t**é%=wußte oder doch wissen mußte; selbst wenn das zutraf‚

genügte das für eine Heilung des Verfahrensmangels noch

nicht; die Klägerin hätte darüber hinaus auch wissen oder

doch erkennen müssen, daß das LSG gegen Verfahrenspflich—

ten verstoßen hat; erst dann war ihr der Verfahrensmangel

bekannt oder erkennbaro Dafür, daß sie die dem LSG nach

5 107 SGG obliegehde Verfahrenspflicht — wenn auch in den

einem Laien gezogenen Grenzen — kannte, fehlen ausreichende

Anhaltspunkte, Ihre sonach anzunehmende Unkenntnis kann

ihr nicht als Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden; bei

nicht vertretenen rechtsunkundigen Beteiligten darf eine

Kenntnis von Verfahrensvorschriften in aller Regel nicht

vorausgesetzt werden (vgl, BGHNJW 1957 8° 1517, 1518 und
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LSG Baden—Württemberg in Breithaupt 1956, SO 856, 862)„

Der gerügte Mangel des Berufungsverfahrens ist ein we—

sentlicher Verfahrensmangel im Sinne des 5 162 Abso 1 Nr° 2

SGG° Das angefocntene Urteil beruht auf ihm° Das liegt

auf der hand bei dem Gutachten von Dro B:f$■ weil sich

das angefochtene Urteil gerade auf dieses Gutachten

stützto Wäre es der Klägerin rechtzeitig in Abschrift über—'

sandt oder wenigstens im Inhalt mitgeteilt worden, so ‘

hätte sie ihm entgegentreten und weitere Verfahrenshandlungen,

etwa nach @ 109 SGG9 vornehmen können° Das Urteil des LSG be—

ruht aber auch auf der Verletzung des @ 107 SGGhinsichtlich

der für die Klägerin positiven Gutachten von Dro Var:e=r+1 weil

sich nicht ausschließen läßt — das genügt für die Annahme der

Äausalität zwischen Verfahrensverstoß und Urteil —‚ daß die

Klägerin bei Kenntnis dieser Gutachten ebenfalls noch weitere_
Ausführungen hätte machen können, die möglicherweise ein ande—

res Urteil des LSG in der Sache herbeigeführt hätten,

Die Revision der Klägerin ist damit zulässig; sie ist auch be-

gründet; der Senat kann die Entscheidung des LSGnicht aus ande—
ren Gründen als richtig aufrechterhalten, weil die tatsächli—

chen Feststellungen des LSG nicht verfahrensrechtlich einwand—

frei zustandegekommen sind°
„

f

Das Urteil des LSG ist sonach aufzuheben; der Rechtsstreit

ist zu neuer Verhandlung und Entscheidung (auch über die Kosten

des Revisionsverfahrens) an das LSG zurückzuverweisen°
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